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Keine tarifliche Bevorzugung von 

Gewerkschaftsmitgliedern 
 
Nach einem Urteil des Bundesar-
beitsgerichts sind tariflich garan-
tierte Abstandsgebote für Mitglieder 
der Gewerkschaft unwirksam. Dem-
nach ist es rechtlich nicht zulässig, 
wenn in einem Tarifvertrag ein be-
stimmter Abstand von Sonderleis-
tungen (z.B. für Lohn oder Urlaub) 
festgeschrieben wird, der als fester 
"Vorsprung" nur Gewerkschaftsmit-
gliedern zusteht. Ein Tarifvertrag darf 
dem Arbeitgeber nicht die arbeits-
vertragliche Gestaltungsmöglichkeit 
nehmen, die übrigen Arbeitnehmer 
mit den Gewerkschaftsmitgliedern 
gleichzustellen. 
 
Urteil des BAG vom  
23.03.2011 - 4 AZR 366/09 

 
 

Versäumen der Widerrufsfrist 
 
Versäumt ein Verfahrensbeteiligter 
eine vom Gericht oder einer Be-
hörde gesetzte Frist oder einen 
Termin, kann die Wirkung der Ver-
säumnis auf Antrag durch die sog. 
Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand beseitigt werden. Vorausset-
zung ist jedoch, dass den Betroffe-
nen bei der Versäumnis der Frist 
kein Verschulden trifft. Die Möglich-
keit der Wiedereinsetzung ist bei 
Versäumen der Widerrufsfrist eines 
Prozessvergleichs gesetzlich nicht 
vorgesehen, da es sich bei der 
Widerrufsfrist nicht um eine pro-
zessuale Frist handelt. Ein Antrag 
auf Wiedereinsetzung ist daher 
unzulässig. 
 
Beschluss des LAG Köln vom 
03.03.2011 - 10 Ta 431/10 
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Baurecht 
 

Zweifelhafte Baugenehmigung 
 
Hat sich ein Architekt vertraglich zur 
Erstellung einer Genehmigungspla-
nung verpflichtet, schuldet er dem 
Bauherrn grundsätzlich eine dauer-
haft genehmigungsfähige Planung, 
es sei denn, der Bauherr übernimmt 
ausdrücklich das Risiko für die 
Genehmigungsfähigkeit. Sind dem 
Bauherrn gewichtige bauordnungs-
rechtliche Bedenken bekannt, auf-
grund derer sich die Fehlerhaftigkeit 
der Genehmigungsplanung des Ar-
chitekten aufdrängt, und macht er 
gleichwohl von der (zunächst) erteil-
ten Baugenehmigung Gebrauch, 
muss er nach einem Urteil des BGH 
einen Teil des Schadens tragen, der 
dadurch eintritt, dass er nach Nach-
barwidersprüchen und endgültiger 
Versagung der Baugenehmigung 
den Bau wieder einstellen und 
beseitigen muss. 
 
Urteil des BGH vom  
10.02.2011 - VII ZR 8/10 

Gesellschaftsrecht 
 

Sanieren oder Ausscheiden? 
 
Ist in einem Gesellschaftsvertrag ei-
ner Publikumspersonengesellschaft 
(hier geschlossener Immobilien-
fonds) geregelt, dass eine Kapital-
erhöhung auch im Krisenfall nur ein-
stimmig beschlossen werden kann 
und gelingt es nicht, einen einstim-
migen Beschluss herbeizuführen, 
hat dies zur Folge, dass die zustim-
menden Gesellschafter zur Rettung 
der Gesellschaft berechtigt sind, ihre 
Einlagen zu erhöhen, während die 
nicht zustimmenden Gesellschafter 
eine Verringerung ihres Beteiligungs-
verhältnisses hinnehmen müssen. 
Ohne ausdrückliche Regelung im 
Gesellschaftsvertrag können sanie-
rungs- und zahlungsunwillige Mitge-
sellschafter nicht durch Mehrheitsbe-
schluss ganz aus der Gesellschaft 
ausgeschlossen werden.  
 
Urteil des BGH vom  
25.01.2011 - II ZR 122/09 

Wettbewerbsrecht 
 
Unzureichende Bevorratung eines 

Markenprodukts 
 
Nach ständiger Rechtsprechung ist 
Werbung grundsätzlich als irrefüh-
rend und damit wettbewerbswidrig 
anzusehen, wenn die beworbenen 
Waren entgegen der Erwartung des 
Kunden zu dem angekündigten Zeit-
punkt nicht oder nicht in ausrei-
chender Menge vorrätig sind. Wird 
für ein Markenprodukt (hier Irische 
Markenbutter) geworben, ist ein un-
ter einer Handelsmarke ("Noname-
Produkt") vertriebenes Produkt nicht 
gleichartig, auch wenn es objektiv 
gleichwertig sein mag. 
 
Urteil des BGH vom  
10.02.2011 - I ZR 183/09 

 

 
Auch Minderjähriger schuldet 

Abmahngebühren 
 

Auch ein Jugendlicher kann auf Un-
terlassung und Schadensersatz we-
gen einer von ihm begangenen Ur-
heberrechtsverletzung in Anspruch 
genommen werden, da es sich bei 
einem schuldhaften Verhalten nicht 
um vertragliche, sondern um delikti-
sche Ansprüche des Urhebers han-
delt. Danach ist der Jugendliche 
auch verpflichtet, die für eine be-
rechtigte Abmahnung angefallenen 
Rechtsanwaltsgebühren zu tragen. 
 
Beschluss des BGH vom 
03.02.2011 - I ZA 17/10 

 
 

Keine Werbung vor Eintragung 
in Handwerksrolle 

 
Das Landgericht Arnsberg untersag-
te es einem Dachdeckerbetrieb, für 
seine Leistungen unter Angabe der 
Telefonnummer durch entsprechen-
de Aufdrucke auf zu Werbezwecken 
hergestellten Feuerzeugen zu wer-
ben, solange der Inhaber nicht - wie 
gesetzlich vorgeschrieben - in die 
zuständige Handwerksrolle einge-
tragen ist. 
 
Urteil des LG Arnsberg vom 
24.03.2011 - 24 O 53/10 
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Internet-Café-Betreiber haftet für 

Rechtsverletzung 
 
Verletzt ein Kunde eines Internet-
Cafés durch das Herunterladen von 
Audio- oder Videodateien von illega-
len Filesharingseiten fremde Urhe-
berrechte, so kann der Betreiber des 
Internet-Cafés für den Rechtsver-
stoß haftbar gemacht werden, wenn 
er die ihm zumutbaren Schutzmaß-
nahmen gegen derartige Rechtsver-
letzungen unterlassen hat. Das Land-
gericht Hamburg hält es für zumut-
bar und notwendig, dass auf den 
Rechnern des Internet-Cafés die für 
das Filesharing erforderlichen Ports 
im WLAN-Netzwerk gesperrt werden. 
 
Beschluss des LG Hamburg vom 
25.11.2010 - 310 U 433/10 

 
 

Kein Auskunftsanspruch 
gegenüber Forumbetreiber 

 
Der Betreiber eines Internetforums, 
das den Nutzern inhaltliche Dienste 
anbietet, ist als Diensteanbieter im 
Sinne des Telemediengesetzes 

(TMG) anzusehen. Er muss auf An-
ordnung der zuständigen Stellen im 
Einzelfall Auskunft über Bestands-
daten erteilen, soweit dies u.a. für 
Zwecke der Strafverfolgung, zur Ge-
fahrenabwehr durch die Polizeibe-
hörden, zur Erfüllung der gesetzli-
chen Aufgaben der Verfassungs-
schutzbehörden oder des Bundeskri-
minalamtes im Rahmen der Abwehr 
von Gefahren des internationalen 

Terrorismus erforderlich ist. Demge-
genüber steht einem Gewerbetrei-
benden (hier der Inhaber mehrerer 
Autohäuser) auch nicht in analoger 
Anwendung dieser Vorschriften ein 
Auskunftsanspruch gegenüber dem 
Forumbetreiber auf Bekanntgabe des 
Namens eines Teilnehmers zu, der 
einen kritischen Erfahrungsbericht 
über ihn in das Forum eingestellt 
hat. Soweit sich der Betroffene 
beleidigt oder verleumdet sieht, 
muss er sich staatsanwaltlicher Hilfe 
bedienen, um gegebenenfalls im We-
ge der Akteneinsicht die gewünsch-
ten Kenntnisse zu erlangen. 
 
Urteil des AG München vom 
03.02.2011 - 161 C 24062/10 

Bankrecht 
 

Beweislast bei Rückforderung 
widerrufener Lastschriften 

 
Zwei Unternehmen standen in lau-
fenden Geschäftsbeziehungen. Die 
Leistungen wurden stets vom Konto 
des Vertragspartners per Lastschrift 
eingezogen. Nach dessen Konkurs 
widerrief der Insolvenzverwalter ei-
ne Reihe der Lastschriften. Die 
Bank forderte die entsprechenden 
Beträge vom einziehenden Unter-
nehmen, dem Lastschriftgläubiger, 
zurück. Der vertrat die Auffassung, 
die Lastschriften seien von seinem 
Vertragspartner, dem Lastschrift-
schuldner, genehmigt worden.  
 
Kommt es - wie hier - entscheidend 
auf diese Frage an, ist nicht der 
Lastschriftgläubiger gehalten, den 
Nachweis, dass die Lastschriftge-
nehmigungen vorliegen, zu führen. 
Vielmehr ist es Sache der Bank, 
das Fehlen einer Genehmigung der 
Lastschrift durch den Kontoinhaber 
(Lastschriftschuldner) nachzuweisen. 
 
Urteil des BGH  
vom 22.02.2011 
XI ZR 261/09 

Steuerrecht 
 

Kosten für Oldtimer 
 
Kosten für einen 30 Jahre alten, mit 
einem historischen Kennzeichen 

("H") zugelassenen und zum Be-
triebsvermögen gehörenden Jaguar 
E-Type sind als unangemessene Re-
präsentationsaufwendungen nicht 
abzugsfähig. Nach § 4 Abs. 5 Ein-
kommensteuergesetz dürfen Auf-
wendungen für Jagd und Fischerei, 
für Segeljachten oder Motorjachten 
sowie für ähnliche Zwecke den 
Gewinn nicht mindern. Das Finanz-
gericht Baden-Württemberg bewer-
tete die Nutzung des Oldtimers als 
"ähnlichen Zweck", da er eine 
vergleichbare Nähe zur privaten Le-
bensführung aufweist wie die übri-
gen in dieser Vorschrift genannten 
Aufwendungen. Das Gericht lehnte 
daher die Anerkennung der Fahr-
zeugkosten als Betriebsausgaben ab. 
 
Urteil des FG Baden-Württemberg 
vom 28.02.2011 - 6 K 2473/09 

 

Wirtschaftsrecht 
 
Unzulässige Koppelung eines 

Sonderpreises an sofortige 
Zahlung 

 
Nach einem Urteil des Landgerichts 
Darmstadt ist die in einem Vertrag 
über Lieferung und Montage einer 
Kücheneinrichtung, in dem ein Son-
derpreis vereinbart wurde, verwen-
dete Klausel "der Sonderpreis ist 
nur gültig bei vollständiger Zahlung 
am Tage der Lieferung und Rech-
nungsstellung, bei späterer oder 
unvollständiger Zahlung ist der Son-
derpreis ungültig" wegen unange-
messener Benachteiligung der Kun-
den unwirksam, da sie von grundle-
genden gesetzlichen Vorschriften 
abweicht.  
 
Durch eine derartige Klausel würde 
dem Käufer die Möglichkeit genom-
men, bei etwaigen Mängeln einen 
Teil des Kaufpreises zurückzube-
halten, ohne in den Genuss des ihm 
eingeräumten Sonderpreises zu 
kommen. 
 
Urteil des LG Darmstadt  
vom 06.04.2011 
25 S 162/10 

 

 
Keine Eintragung der Firma 

"Outlets.de GmbH" 
 
Ein zur Eintragung in das Handels-
register beantragter Firmenname 
"Outlets.de GmbH" ist nach Auffas-
sung des Oberlandesgerichts Frank-
furt am Main nicht hinreichend zur 
Kennzeichnung geeignet und weist 
nicht die erforderliche Unterschei-
dungskraft auf. Ein "Outlet" kann 
naturgemäß von vielen Unterneh-
men betrieben werden. Eine hin-
reichende Kennzeichnung des Unter-
nehmens ergab sich hier auch nicht 
aus dem Umstand, dass es die 
Domain "outlets.de" für sich einge-
tragen hatte.  
 
Beschluss des OLG Frankfurt  
vom 13.10.2010 
20 W 196/10 
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